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(Yacht-)Mietvertrag 

 
Bei der Charter von Segel-/Motoryachten 
kommt es (naturgemäß) häufig zum Eintritt 
von Schadensfällen.  
 
Oftmals bedingt durch „Bedienfehler“ der 
Skipper/der Besatzung, welche die Segel-
/Motoryacht gechartert haben.  
 
Der Vercharterer deckt (daher) für etwaige 
Schäden während einer vercharterten Reise 
korrespondierenden Versicherungsschutz 
auch zu Gunsten des Charterers ein.  
 
Regressansprüche des zuständigen Versi-
cherers gegenüber dem Charterer können 
(jedenfalls) dann bestehen, wenn der Char-
terer einen Schaden (mindestens) grob 
fahrlässig herbeigeführt hat; im Einzelnen 
abhängig von den Bedingungen des Char-
ter-/Versicherungsvertrages.  
 
In einem entsprechenden Regressverfah-
ren, welches wir für die Bevollmächtigten 
der zuständigen Yachtkaskoversicherer füh-
ren, hat mit Beschluss vom 09.04.2014, Az.: 
9 U 56/13, das Oberlandesgericht Karlsruhe 
festgeschrieben, dass es sich bei einem 
Chartervertrag über eine Segel-/Motoryacht 
um einen Mietvertrag im Sinne der Vor-
schriften des BGB handeln würde.  
 
Mit der Folge, dass Ansprüche gegenüber 
dem Charterer nach § 548 BGB nach (nur) 
sechs Monaten normal verjähren würden.  
 
Und  zwar (unter Berücksichtigung der ein-
schlägigen Rechtsprechung des BGH, bei-
spielsweise in NJW 2006, Seite 2399) auch 
konkurrierende Ansprüche aus Delikt 
und/oder § 280 BGB.  
 

In dem zur Entscheidung stehenden Fall 
kam es hierauf (wohl) nicht an, als die 
Verjährung der Regressansprüche des 
Versicherers nach § 203 HGB gehemmt 
gewesen ist.  
 
Da jedoch von dem Eintritt bis zur An-
meldung und Abwicklung entsprechen-
der Schäden regelmäßig Wochen und 
Monate vergehen können, ist bitte unbe-
dingt zu beachten, dass gegenüber dem 
Charterer Regressansprüche bereits 
nach sechs Monaten verjähren können.  
 
Ggf. sollten vor Ablauf vorgenannter 
Frist, verjährungsunterbrechende Maß-
nahmen ergriffen werden.  
 
Benjamin Grimme  
Rechtsanwalt  
 
Schlagworte: Yachtkaskoversicherung, Verjährung, 
Mietvertrag, § 548 BGB, § 203 HGB, §§ 538, 280 
BGB 
 
 
 

Vertauschen zweier Sendungen 

bei Abladung 

 
Das Amtsgericht Schwetzingen hatte in 
dem Rechtsstreit, welches unter dem 
Aktenzeichen 51 C 143/13 geführt wur-
de, über folgenden Sachverhalt zu ent-
scheiden:  
 
Die Parteien des Rechtsstreits waren 
Speditionsunternehmen und standen in 
ständiger Geschäftsbeziehung.  
 
Die Beklagte beauftragte wiederholt die 
Klägerin mit der Durchführung von 
Transporten. Den Transportaufträgen 
lagen die Regelungen der ADSp zu-
grunde.  
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Nach Durchführung der beauftragten 
Transporte stellte die Klägerin der Beklag-
ten die vereinbarte Fracht in Rechnung und 
die Beklagte erteilte hierauf regelmäßig 
Gutschriften an die Klägerin und zahlte die 
Gutschriftenbeträge aus.  
 
Aus diversen Gutschriften stand der Kläge-
rin gegen die Beklagte ein Anspruch in Hö-
he von EUR 5.188,40 zu. Die Beklagte war 
der Auffassung, ihr stünde ein Schadenser-
satzanspruch in Höhe von EUR 535,50 zu 
und zog diesen Betrag von der ansonsten 
unstreitigen Fracht ab. 
 
Die Klägerin war der Ansicht, dass der Be-
klagten jedoch ein Schadensersatzanspruch 
weder dem Grunde noch in geltend ge-
machter Höhe zu stand und beauftragte 
daher uns mit der Beitreibung ihrer Forde-
rung. Auf ein vorgerichtliches Schreiben 
unter Hinweis auf Ziffer 19 ADSp verblieb 
die Beklagte dabei, dass ihr ein Schadens-
ersatzanspruch zustünde und verweigerte 
die Zahlung.  
 
Die Klägerin erhob daher Klage auf Zahlung 
der Differenzfracht und der vorgerichtlichen 
Kosten ihrer Prozessbevollmächtigten.  
 
Die Beklagte beantragte Klagabweisung 
und hilfsweise erhob sie Widerklage auf 
Zahlung des Schadensbetrages EUR 
535,50.  
 
Als Begründung führte die Beklagte aus, ihr 
stünde gegen die Klägerin ein Schadenser-
satzanspruch in geltend gemachter Höhe 
zu. Die Klägerin sei im April 2013 mit zwei 
Transporten beauftragt worden. Die erste 
Ladestelle war in Saarbrücken und sollte 
diese Sendung zu einer Firma E. in Ham-
burg transportiert werden. Die zweite Lade-
stelle war in Saarweillingen und sollte die 

Sendung bei einer Firma D. in Hamburg 
abgeliefert werden.  
 
Die erste Sendung, die für die Firma E. 
in Hamburg bestimmt war, wurde jedoch 
bei der Firma D. abgeladen und die 
zweite Sendung, die für die Firma D. 
bestimmt war, wurde bei der Firma E. 
abgeladen.  
 
Eine Umfuhr der beiden Sendungen in-
nerhalb Hamburg war daher notwendig 
und musste die Beklagte, die die Umfuhr 
nicht über die Klägerin hat ausführen 
lassen wollen, ein Drittunternehmen mit 
der Umfuhr beauftragen und einen Be-
trag in Höhe des geltend gemachten 
Schadens für die Umfuhr zahlen.  
 
Die Beklagte vertrat die Auffassung, der 
abliefernde Fahrer sei verantwortlich 
dafür, dass der Empfänger an der ersten 
Ladestelle die Sendung für die zweite 
Ladestelle entladen hat.  
 
Streitig blieb zwischen den Parteien, ob 
die Sendungen mit Lieferschein oder 
Ähnlichem versehen waren, ob der ablie-
fernde Fahrer die Abladung der Sen-
dung vorgenommen hatte oder aber der 
abliefernde Fahrer die Fehlabladung 
dadurch verursacht hatte, dass er dem 
jeweiligen Empfänger nicht das richtige 
Sendungsgut zuwies.  
 
In dem Urteil des Amtsgerichts Schwet-
zingen vom 20.03.2014 gab das Amts-
gericht Schwetzingen der Klage der Klä-
gerin statt und wies die Widerklage der 
Beklagten ab.  
 
Hinsichtlich der Klage war das Amtsge-
richt Schwetzingen unserer Auffassung 
gefolgt, dass eine Aufrechnung der Be-
klagten mit streitigen Schadensersatz-
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ansprüchen gegen die ansonsten unstreiti-
ge Forderung der Klägerin gemäß Ziffer 19 
ADSp ausgeschlossen ist. Daher war die 
unstreitige Frachtforderung der Klägerin 
auch nicht durch Aufrechnung erloschen 
und der Klage insoweit antragsgemäß statt-
zugeben.  
 
Im Übrigen wurde die Widerklage der Be-
klagten abgewiesen.  
 
Das Amtsgericht Schwetzingen war zu dem 
Ergebnis gekommen, dass der Beklagten 
Schadensersatzansprüche wegen der fal-
schen Entladung dem Grunde nach bereits 
nicht zustanden.  
 
Die Anspruchsgrundlage für einen etwaigen 
Schadensersatz der Beklagten ergäbe sich 
aus den §§ 280, 281 BGB.  
 
Gemäß § 281 Abs. 1 BGB ist Anspruchsvo-
raussetzung, dass die Beklagte der Klägerin 
eine angemessene Frist gesetzt hätte, in-
nerhalb derer sie die vertraglich geschulde-
te Leistung zu erbringen habe. An einer sol-
chen Fristsetzung jedoch fehlt es. Diese 
Fristsetzung war insbesondere auch nicht 
dadurch entbehrlich geworden, dass die 
Klägerin bereits angeboten hatte, den Um-
transport durchzuführen und insbesondere 
war die genannte Eilbedürftigkeit des Um-
transportes seitens der Beklagten nicht aus-
reichend, um von einer Nachfristsetzung 
abzusehen. Die Fristsetzung wäre der Be-
klagten zumutbar gewesen. Eine vorgericht-
lich ernsthafte und endgültige Erfüllungs-
verweigerung der Klägerin hatte die Beklag-
te nicht vorgetragen, so dass allein auf-
grund des Umstandes, dass die Beklagte 
der Klägerin keine Nachfrist gesetzt hatte, 
der geltend gemachte Schadensersatzan-
spruch scheiterte.  
 

Im Übrigen wies das Amtsgericht Sch-
wetzingen jedoch auch darauf hin, dass 
es eine Pflichtverletzung der Klägerin 
ohnehin nicht erkennen würde. Das 
Amtsgericht stellte darauf ab, dass die 
Klägerin dazu verpflichtet gewesen wä-
re, das Transportgut von der Ladestelle 
zur Entladestelle zu verbringen. Hiermit 
sei der Klägerin ihrer Verpflichtung 
nachgekommen. Es falle nicht in ihren 
Verantwortungsbereich, wenn der Emp-
fänger, der zur Abladung verpflichtet 
war, die falsche Ware entlädt.  
 
 
Angela Schütte 
Rechtsanwältin  
Fachanwältin für Transport- und Spediti-
onsrecht 
 
Schlagworte: Aufrechnungsverbot, Nachfristset-
zung, Ziffer 19 ADSp, §§ 280, 281 BGB 
 
 

 

Voller Schadensersatz wegen 

unterlassener Aufklärung durch 

Fixkostenspediteur über Versi-

cherungsdeckung bei Luft-

transport 

Eine auch für das nationale deutsche 
Frachtrecht höchst interessante Ent-
scheidung hat der österreichische 
Oberste Gerichtshof (öOGH) in einem 
kürzlich veröffentlichten Beschluss (Be-
schluss vom 18.02.2013, Az. 7 Ob 
188/12s) zur Frage getroffen, inwiefern 
den Fixkostenspediteur ergänzende Be-
ratungspflichten gegenüber dem Ver-
sender hinsichtlich Wertdeklaration und 
Versicherungsschutz treffen.  
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Im zugrunde liegenden Fall hatte ein öster-
reichischer Spediteur gegenüber einem 
Verbraucher die Besorgung eines Trans-
ports mehrerer Kunstgegenstände zu Fix-
kosten versprochen, wobei zumindest ein 
Teil der Strecke per Luftfracht erfolgte. 

Nachdem es zu einem Schaden an den be-
förderten Gegenständen in der Obhut des 
Spediteurs kam, erkannte dieser lediglich 
eine gewichtsmäßig beschränkte Haftung 
von seinerzeit 17 SZR nach Art. 22 des 
Montrealer Übereinkommens (MÜ) an. 

Der Versender beanspruchte demgegen-
über vollen Wertersatz mit der Begründung, 
bei ordnungsgemäßer Aufklärung über die 
Haftungsbegrenzung hätte dieser das 
Transportgut versichert bzw. eine Wertde-
klaration nach Art. 22 MÜ vorgenommen.  

Der öOGH befand zunächst, dass auch im 
Falle einer Fixkostenspedition nach § 413 
des österreichischen UGH hinsichtlich vor- 
und nebenvertraglicher Pflichten Speditions-
recht anzuwenden sei, und dies, obwohl 
dort  – anders als nach der deutschen Be-
stimmung in § 459 HGB – grundsätzlich auf 
den Vertrag generell und nicht nur „auf die 
Beförderung“ Frachtrecht anzuwenden sei. 
Er begründete dies letztlich mit der Interes-
senlage des Versenders, wonach in der 
Vertragsanbahnungsphase noch nicht klar 
sei, ob ein Vertrag zu festen Kosten abge-
schlossen werde oder es bei einem „reinen“ 
Speditionsvertrag bliebe.  

Auf der Grundlage eines Speditionsvertra-
ges sah das Gericht dann – insofern über-
einstimmend mit Entscheidungen deutscher 
Gerichte – zwar zutreffend keine Pflicht des 
Spediteurs zum Abschluss oder Vermittlung 
einer Transportversicherung des Gutes. 

Allerdings begründete es - auch insofern 
entsprechend der deutschen Rechtspre-
chung – eine Beratungspflicht durch die-
sen u.a. bei erkennbar wertvollen Gütern 
oder erkennbarer Unerfahrenheit des 
Auftraggebers (vgl. hierzu OLG Schles-
wig Az. 6 U 80/83).  

Eine Verletzung dieser Pflicht kann nach 
dieser Entscheidung einen eigenständi-
gen Schadensersatzanspruch des Ver-
senders begründen, welcher nicht auf 
der Grundlage des MÜ und damit auch 
nicht nach dessen - unüberwindbarer - 
Haftungsbegrenzung zu beurteilen ist.  

Das Gericht begründet dies damit, dass, 
obwohl in Art. 29 MÜ ausdrücklich 
Schadensersatzansprüche aus Vertrag 
geregelt und damit im Falle der Beförde-
rung von Reisegepäck z.B. bei Verlet-
zung von Beratungspflichten zur Wert-
deklaration dessen Beschränkungen 
geltend würden (so bereits öOGH – Az. 
10  Ob 47/12b), hier jedoch keine 
Pflichtverletzung des Frachtvertrags, 
sondern vielmehr des Speditionsvertra-
ges in Rede stehe. 

Das Gericht hat zur ergänzenden Aufklä-
rung über eine tatsächliche Verletzung 
dieser Beratungspflicht das Verfahren 
zurückverwiesen.  

Die Entscheidung dürfte auch vor den 
deutschen Gerichten nicht auf ungeteilte 
Zustimmung stoßen. 

So wurde zu der Vorgängernorm in Art. 
24 des Warschauer Abkommens (WA) 
ganz überwiegend die Auffassung ver-
treten, es würden von der Begrenzung 
sämtliche Ansprüche wegen desselben 
wirtschaftlichen Schadens anlässlich 
einer Luftbeförderung erfasst (so u.a. 
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das OLG Köln, TranspR 1990, 199). Auch 
hinsichtlich des MÜ gilt dies wohl bislang 
uneingeschränkt (vgl. Giemulla / Schmid, 
Art 18 MÜ Rz. 150).  

Eine nachvollziehbare Begründung für eine 
andere Beurteilung als bezüglich der Beför-
derung von Reisegepäck liefert der öOGH 
gleichwohl nicht. Insofern sind Gründe für 
eine unterschiedliche Behandlung auch 
nicht erkennbar, zumindest sofern sich die 
Beratungspflicht auf den - als vertraglicher 
Luftfrachtführer agierenden - Fixkostenspe-
diteur bezieht. Auch war im konkreten Fall 
der wirtschaftliche Schaden wiederum aus 
Anlass einer Luftbeförderung entstanden.   

Es bleibt daher abzuwarten, ob sich auch 
deutsche Gerichte diese Auffassung zu Ei-
gen und ob der öOGH letztlich bei dieser 
Linie bleibt. 

 

Frank Geissler 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Transport-  
und Speditionsrecht 
Fachanwalt für Versicherungsrecht  
 
 
Schlagworte: Art. 18, 22, 29 MÜ, Art. 24 WA, § 459 
HGB, § 413 österr. UGB, Fixkostenspedition, Luftbe-
förderung, Beratungspflicht, Versicherungsschutz, 
Haftungsdurchbrechung, Anspruchskonkurrenz  
 
 
 

 „MOL COMFORT“ - und vorläufig 

kein Ende 

 
Das diesjährige, zweite Hamburger Trans-
portrechtskolloquium, welches am 22. Mai 
in den Räumen des Ehemaligen Hauptzoll-
amtes stattfand, stand ganz im Lichte eines 
einzigen Themas: Der Untergang der „MOL 

COMFORT“ - und seine haftungsrechtli-
chen Folgen.  
 
Der Andrang war diesmal besonders 
groß, was im Vorfeld auch die Veranstal-
ter überraschte. Neben den üblicher-
weise teilnehmenden Transportrechtlern 
hatte sich eine große Anzahl an Versi-
cherern, Assekuradeuren und Spediteu-
ren eingefunden. Sogar das Justizminis-
terium war vertreten. Alle erwarteten sie 
sich eine Antwort, oder zumindest 
brauchbare Anhaltspunkte hinsichtlich 
der Frage, ob (erkennbare) technische 
Konstruktionsmängel zum Untergang der 
„MOL COMFORT“ geführt hatten.  
 
Das Containerschiff „MOL COMFORT“ 
war am 17. Juni 2013 auf dem Weg von 
Asien nach Europa im Arabischen Meer 
mit 4382 Containern an Bord in zwei 
Teile gebrochen. Die beiden Schiffsteile 
behielten zunächst ihre Schwimmfähig-
keit, sanken dann jedoch jeweils nach 
vergeblichen Bergungsversuchen am 27. 
Juni bzw. 10. Juli 2013. Die Ladung im 
Wert von insgesamt etwa 300 Millionen 
US-Dollar konnte nicht geborgen werden 
und ging vollständig verloren. Es handel-
te sich letztlich um den weltweit bisher 
größten, aufgetretenen Container-
schiffverlust. Eine nach dem Untergang 
eingerichtete Untersuchungskommission 
der zuständigen Klassifikationsgesell-
schaft „Nippon Kaiji Kyokai“ kam zu dem 
Ergebnis, dass der Schaden seinen Ur-
sprung in der Bodenkonstruktion des 
Schiffes gehabt haben müsse. Weitere 
Details wurden jedoch nicht veröffentlicht 
und werden wohl auch in naher Zukunft 
weder seitens der Reederei noch der 
Untersuchungskommission mitgeteilt 
werden.    
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Mit Spannung wurde daher der Vortrag von 
Herrn Matthias Galle, Vizepräsident des 
Germanischen Lloyd, auf dem Hamburger 
Transportrechtskolloquium erwartet, der als 
Vertreter einer der weltweit größten Schiffs-
klassifikationsgesellschaften zu den techni-
schen Aspekten des Auseinanderbrechens 
der „MOL COMFORT“ Stellung nehmen 
sollte. 
 
Herr Galle betonte jedoch gleich zu Beginn 
seines Vortrages, dass er keine genauen 
Informationen über den Unfallhergang be-
säße und demgemäß auch keine Einschät-
zung zur Unfallursache oder deren eventu-
elle Vorhersehbarkeit treffen könne. So hät-
ten sich die weltweit großen Schiffsklassifi-
kationsgesellschaften - darunter auch der 
Germanische Lloyd sowie die für die Klassi-
fizierung der „MOL COMFORT“ zuständige 
„Nippon Kaiji Kyokai“ - zwar bereits seit lan-
gem auf gemeinsame Mindeststandards für 
den Schiffbau geeinigt, ein weitergehender 
Informationsaustausch zwischen den Klas-
sifikationsgesellschaften fände nach 
Schiffsunfällen allerdings nicht statt.   
 
Herr Galle konnte jedoch bestätigen, dass 
sich die „MOL COMFORT“ noch kurz vor 
dem Unfall, am 29. Mai 2013, zur „Class 
Renewal“ im Dock befunden hatte. Auch sei 
gesichert, dass der Riss, welcher zum Aus-
einanderbrechen des Schiffsrumpfes ge-
führt hatte, seinen Ursprung seinerzeit im 
Laderaum hatte. An dieser Stelle seien 
überdies nach dem Unfall bei den Schwes-
terschiffen der „MOL COMFORT“ Boden-
verbeulungen festgestellt und Umrüstungs-
maßnahmen vorgenommen worden. Das 
Auftreten solcher Bodenverbeulungen wür-
de unter anderem von der Frage der kon-
kreten Verteilung der Schiffs-Spanten be-
einflusst. Weitere Schlüsse könne man aus 
dem Umstand, dass die Schwesterschiffe 
umgerüstet wurden, jedoch nicht ziehen, da 

die genauen Untersuchungsberichte 
hierzu ebenfalls seitens der Reederei 
nicht veröffentlicht worden seien. 
 
Auch sei im Rahmen von Modellversu-
chen der konkrete Unfallhergang nur 
schwer nachzustellen, da solche Modelle 
immer von einer globalen Belastung des 
Bootskörpers ausgingen, während in der 
Realität nachträglich kaum mehr fest-
stellbare, lokale Lasten am Schiffsrumpf 
zu berücksichtigen wären, so Herr Galle. 
 
Für all diejenigen deutschen Spediteure, 
welche auf der „MOL COMFORT“ sei-
nerzeit Ware für ihre Kunden eingebucht 
und letztlich verloren haben, dürften dies 
schlechte Nachrichten sein. Bekannter-
maßen haftet nach deutschem Recht der 
Fixkostenspediteur wie ein Frachtführer, 
§ 459 HGB. Es bestehen für den La-
dungsinteressenten oder den regressie-
renden Versicherer gegenüber dem bu-
chenden Fixkostenspediteur insoweit die 
gleichen Ansprüche wie gegen einen 
Verfrachter aus § 498 Abs. 1 HGB. Da § 
498 Abs. 1 HGB wiederum eine ver-
schuldensunabhängige Haftung des Ver-
frachters im Falle des Verlusts von 
Transportgut vorsieht, bliebe dem Spedi-
teur nur die Berufung auf die Ausnah-
meregelung des § 498 Abs. 2 HGB.  
 
Demnach ist ein Verfrachter nur dann 
von seiner Haftung nach § 498 Abs. 1 
HGB befreit, soweit der Verlust oder die 
Beschädigung auf Umständen beruht, 
die durch die Sorgfalt eines ordentlichen 
Verfrachters nicht hätten abgewendet 
werden können. § 498 Abs. 2 Satz 2 
HGB bestimmt darüber hinaus für den 
Fall, dass das Gut auf einem seeuntüch-
tigen oder ladungsuntüchtigen Schiff 
befördert wurde, dass der Verfrachter 
nur dann von seiner Haftung befreit ist, 



NEWSLETTER #2/2014   - 8 -  

wenn er auch beweist, dass der Mangel der 
See- oder Ladungstüchtigkeit bei Anwen-
dung der Sorgfalt eines ordentlichen Ver-
frachters bis zum Antritt der Reise nicht zu 
entdecken war.    
 
Ein solcher Entlastungsbeweis dürfte dem 
Fixkostenspediteur vor deutschen Gerichten 
nach dem Vorgenannten jedoch kaum ge-
lingen. Zwar befand sich die „MOL CO-
FORT“ seinerzeit in einem Schlechtwetter-
gebiet, allerdings bewegte sich dieses im 
Rahmen der üblichen Auslegung heutiger 
Containerschiffe. Hinsichtlich der Frage der 
Seeuntüchtigkeit der „MOL COMFORT“ ist 
der Fixkostenspediteur angewiesen auf In-
formationen der Reederei, welche er vorlie-
gend jedoch nicht bekommt. Er wird des-
halb nicht vortragen oder gar beweisen 
können, dass ein nicht zu entdeckender 
Mangel am Schiff vorlag, der zum Unter-
gang führte. Auch auf die Schutzregelungen 
des Londoner Übereinkommens wird sich 
der Fixkostenspediteur nicht berufen kön-
nen, da er sich - im Gegensatz zum Reeder 
- im Falle eines normalen Stückgutfrachtver-
trages bereits begriffsmäßig nicht unter die 
in Art. 1 HBÜ genannten „owner“, „charte-
rer“, „manager“ oder „operator“ eines Schif-
fes fassen lässt.     
 
Alexander Gsell 
Rechtsanwalt    
 
Schlagworte: MOL Comfort, Haftung, Entlastungsbe-
weis, Seeuntüchtigkeit, Fixkostenspediteur 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Anteilige) Leistungsfreiheit des 

Verkehrshaftungsversicherers 

bei Obliegenheitsverletzung 

trotz nicht erfolgter Umstellung 

des Bedingungswerkes nach 

Inkrafttreten des VVG n. F.? 

 
In einem Verfahren vor dem OLG 
Naumburg mit dem Aktenzeichen 10 U 
5/13 (Hs), waren wir von einem Ver-
kehrshaftungsversicherer mit der Ab-
wehr von Deckungsansprüchen beauf-
tragt.  
 
Gegenstand des Verfahrens war der 
Verlust eines Aufliegers von Edelstahl im 
Werte von rund EUR 70.000,00.  
 
Der versicherte Frachtführer hatte dabei 
den Auflieger – mit Wissen und Wollen 
der Geschäftsführung – vollkommen 
ungesichert, abgekoppelt in einem Ge-
werbegebiet über das Wochenende ab-
gestellt.  
 
Der Fahrer des LKW war einschlägig 
vorbestraft und wurde (nur) wenige Mo-
nate vor dem gegenständlichen Dieb-
stahl eingestellt, ohne dass der versi-
cherte Frachtführer sich ein Führungs-
zeugnis hätte vorlegen lassen.  
 
Das Kennzeichen des gestohlenen Sat-
telaufliegers war in der Fahrzeugliste der 
Police nicht genannt, wohl aber das der 
Zugmaschine.  
 
Eine Umstellung der Rechtsfolgen einer 
Obliegenheitsverletzung nach Inkrafttre-
ten des VVG n. F. war nicht erfolgt.  
 
In der Police war bestimmt, dass der 
Versicherer leistungsfrei ist, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Reprä-
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sentant den Schaden entweder vorsätzlich 
oder leichtfertig, in dem Bewusstsein, dass 
ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintre-
ten werde, verursacht oder bei der Auswahl 
eines Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder 
grob fahrlässig nicht die im Verkehr erfor-
derliche Sorgfalt beachtet hat.  
 
Zudem war es dem VN nach den Bedin-
gungen der Police untersagt, Fahrzeuge 
über das Wochenende unbewacht abzustel-
len.  
 
Unsere Mandantschaft hat daher die De-
ckung verweigert.  
 
Und wurde in dem oben genannten Verfah-
ren von dem zuständigen Verkehrshaf-
tungsversicherern des auftraggebenden 
Spediteurs – da es sich um eine Pflichtver-
sicherung nach § 7a GüKG gehandelt hat – 
gemäß der §§ 115 ff. VVG direkt in An-
spruch genommen.  
 
Das OLG Naumburg hat in seiner Entschei-
dung – unseres Erachtens zu Unrecht – 
festgestellt, dass es unschädlich ist, dass 
der gestohlene Auflieger nicht der VN unse-
rer Mandantschaft zur Versicherung ange-
meldet und in die Fahrzeugliste aufgenom-
men wurde.  
 
Abzustellen sei allein auf das Kennzeichen 
der Zugmaschine.  
 
Bei den inkriminierten Bestimmungen der 
Police, welche (teilweise) als „Ausschlüsse“ 
überschrieben waren, handele es sich – so 
wohl zutreffend das OLG Naumburg – um 
verhüllte Obliegenheiten.  
 
Das OLG Naumburg hat aber ferner festge-
stellt, dass – auch bei einem Direktanspruch 
des Geschädigten unter einer Pflichtversi-
cherung nach §§ 115 ff. VV – der Versiche-

rer nach § 117 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 
VVG nur im Rahmen der von ihm über-
nommenen Gefahr zur Leistung ver-
pflichtet bleibt.  
 
Sodass wirksame vertragliche Risikobe-
grenzungen und Haftungsausschlüsse 
die Haftung des Versicherers auch ge-
genüber dem Dritten nach § 117 Abs. 1 
VVG entfallen lassen. 
 
Wobei jedoch eine Obliegenheitsverlet-
zung des VN den Direktanspruch des 
Dritten gegen den Versicherer nach § 
117 Abs. 1 VVG unberührt lassen (vgl. 
Prölss/Martin, Rn. 6 zu § 117 VVG; Rö-
mer/Langheid, Rn. 27 zu § 117 VVG).  
 
Sodass bei einer bloßen Obliegenheits-
verletzung unsere Mandantschaft zur 
Leistung verpflichtet gewesen wäre.  
 
Das OLG Naumburg hat jedoch (zutref-
fend) weiter ausgeführt, dass unsere 
Mandantschaft jedenfalls nach § 117 
Abs. 2 Satz 2 VVG teilweise leistungsfrei 
geworden ist.  
 
Da nämlich zu Gunsten der Wareninte-
ressenten und des auftraggebenden 
Spediteurs weitergehende (Transport-
/Verkehrshaftungs-)Versicherungsschutz 
bestanden habe.  
 
Und § 117 Abs. 3 Satz 2 VVG den in 
Anspruch genommen Versicherer, je-
denfalls bei Bestehen anderweitigen 
Versicherungsschutzes, weitergehend 
dahin entlaste, dass sich der geschädig-
te Dritte – vereinfacht – so zu behandeln 
lassen habe, wie der Versicherungs-
nehmer.  
 
Das OLG Naumburg hat weiter festge-
schrieben, dass die inkriminierten Oblie-
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genheiten des Versicherungsvertrages nach 
§ 32 VVG n. F. unwirksam seien, da als 
Haftungsausschluss formuliert und nicht die 
in § 28 Abs. 2 Satz 2 VVG für grob fahrläs-
sige Verletzung von vertraglichen Obliegen-
heiten bestimmte, vom Grad des Verschul-
dens abhängige Rechtsfolgeregelung ent-
halten hätten.  
 
Sich dann aber weitergehend der Auffas-
sung gezeigt, dass die Obliegenheitsverlet-
zungen des versicherten Frachtführers je-
denfalls durch analoge Anwendung des § 
28 Abs. 2 Satz 2 VVG n. F. zu berücksichti-
gen seien.  
 
Mit der Folge, dass – trotz an sich unwirk-
samer Klauseln – über § 28 Abs. 2 Satz 2 
VVG eine (übliche) Abwägung des Ver-
schuldensanteils des versicherten Fracht-
führers vorzunehmen wäre, welchen das 
OLG Naumburg mit 70 % bemessen hat.  
 
Und entsprechend die gegenüber unserer 
Mandantschaft geltend gemachten Ansprü-
che gekürzt hat.  
 
Das OLG Naumburg hatte gegen seine Ent-
scheidung ausdrücklich die Revision zuge-
lassen.  
 
Beide Parteien haben das Urteil des Ober-
landesgerichts Naumburg jedoch in Rechts-
kraft erwachsen lassen.  
 
Benjamin Grimme 
Rechtsanwalt  
 
Schlagworte: Obliegenheitsverletzung, Leistungsfrei-
heit, Transportversicherung, VVG, § 115 VVG, § 117 
VVG, § 28 VVG, § 7a GüKG 
 
 

 

Die nächste Reise kommt be-

stimmt 

 

Da ja nun bald für viele der Sommerur-
laub ansteht und die Flieger in den Sü-
den starten, möchten wir die Gelegen-
heit nutzen und auf ein wenig aktuelle 
Rechtsprechung zum Thema Reisege-
päck bei Flugreisen hinweisen. 
 

Landgericht Frankfurt am Main 

 
Das Landgericht Frankfurt am Main ver-
urteilte eine Airline am 06.05.2014, AZ. 
3-09 O 29/13 zum Ersatz einer aus dem 
Koffer verschwundenen Kameraausrüs-
tung. 
 
Der Versicherungsnehmer der Klägerin, 
ein professioneller Fotograf, flog im Juni 
2012 von Göteborg via Berlin nach 
Frankfurt. Aufgrund von Unregelmäßig-
keiten beim Transport seines aufgege-
benen Koffers wurde ihm dieser später 
per Kurier zugestellt. Nach erfolgter Be-
weisaufnahme sah die Kammer es als 
erwiesen an, dass der Koffer des Versi-
cherungsnehmers der Klägerin aufge-
brochen worden war und seine Kamera-
ausrüstung im Wert von EUR 12.052,61 
gestohlen worden war. Die Beklagte hat-
te vorprozessual unter Verweis auf das 
Montrealer Übereinkommen einen Be-
trag in Höhe von EUR 1.326,00 gezahlt 
und beantragte Klagabweisung, da die 
Haftung beschränkt sei, jedenfalls aber 
den Versicherungsnehmer der Klägerin 
ein Mitverschulden treffe. 
 
Das Gericht wendete die Regelungen 
des Montrealer Übereinkommens (MÜ) 
an. Insbesondere läge hier kein Fall des 
multimodalen Transportes vor, auch 
wenn das Gepäckstück von einem Kurier 
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ausgeliefert worden sei. Für die Haftung 
nach Art. 17 MÜ käme es darauf an, ob sich 
das Reisegepäck in der Obhut des Luft-
fahrtunternehmens befinde. Dies betreffe 
auch den Zeitraum außerhalb der eigentli-
chen Luftbeförderung, in dem der Luftfracht-
führer – möglicherweise auch aufgrund ei-
nes Vertrages – in der Lage ist, das Gut 
gegen Verlust und Beschädigung zu schüt-
zen. 
 
Die Beklagte hafte daher unbeschränkt 
nach Art. 17 Abs. 2, 22 Abs. 5 MÜ. Die Klä-
gerin habe ausreichende Anhaltspunkte 
vorgetragen, die ein qualifiziertes Verschul-
den der Beklagten mit gewisser Wahr-
scheinlichkeit nahelegen. So sei einer der 
Reißverschlüsse nicht mehr in der vorgese-
henen Verschlusshalterung gewesen und 
das Gepäckstück sei bei Ablieferung leich-
ter gewesen als bei der Aufgabe. 
 
Ein derartiger Klägervortrag führe zu einer 
sekundären Darlegungslast des Frachtfüh-
rers, da dieser aufgrund seiner Sachnähe 
eher in der Lage sei, vorzutragen, wie es zu 
dem Eintritt des Schadens gekommen ist. 
Zu den näheren Umständen des Schadens 
habe die Beklagte nichts vorgetragen, so-
dass von einem qualifizierten Verschulden 
der Beklagten auszugehen sei. 
 
Sie könne sich auch nicht darauf berufen, 
dass auch ein Dritter das Transportgut ge-
stohlen haben könnte, da sie in dem Falle 
keine ausreichenden Sicherungsmaßnahme 
ergriffen hätte, um den Zugriff Dritter auf 
das Gut zu verhindern. 
 
Die Kammer verneinte ebenso eine Mit-
schuld des Versicherungsnehmers. Zwar 
sei grundsätzlich von einem Mitverschulden 
des Reisenden auszugehen, wenn dieser 
sein Reisegepäck mit wertvollem Inhalt auf-
gibt, allerdings beziehe sich diese Wertung 

nur auf solche Gegenstände, die auch 
ohne Weiteres im Handgepäck unterge-
bracht werden können. Die Mitnahme 
einer umfangreichen Kameraausrüstung 
sei aufgrund der Limitierungen des 
Handgepäcks gar nicht möglich, weshalb 
auch von einem verständigen, sorgfälti-
gen Menschen eine Mitnahme im Hand-
gepäck nicht erwartet werden kann. Ein 
Sorgfaltsverstoß des Geschädigten be-
stünde daher nicht. 
 
Auch die unterbliebene Wertdeklaration 
führe hier nicht zu einem Mitverschul-
den, da der beweispflichtige Luftfracht-
führer nicht vorgetragen habe, dass er 
bei korrekter Wertangabe deine Sorg-
faltspflichten besser erfüllt hätte. 
 

Amtsgericht Bremen 

 

Trotzdem gilt Obacht in Schadensfällen 
auch für den Reisenden, wie das Urteil 
des AG Bremen vom 05.12.2013, AZ. 9 
C 244/13 zeigt. 
 
In diesem Urteil geht es um die Anzeige-
fristen für Schäden am Reisegepäck.  
 
Nach Art. 31 Abs. 2 MÜ muss der Emp-
fänger Beschädigungen an seinem auf-
gegebenen Reisegepäck unverzüglich 
nach Entdeckung des Schadens, aber 
jedenfalls binnen sieben Tagen nach der 
Annahme beim Luftfrachtführer anzei-
gen. Die Beanstandung der Schäden 
muss schriftlich erklärt und innerhalb der 
obigen Frist abgesandt werden. Im Falle 
der verspäteten bzw. nicht formgerech-
ten Anzeige, erlöschen die Ansprüche 
auf Schadensersatz gegen den Luft-
frachtführer. 

 
Das AG Bremen hat nun einen Kläger 
abgewiesen, der bei seiner Ankunft in 
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Italien festgestellt hatte, dass sein Koffer 
geöffnet war und einzelne Teile fehlten. Der 
Kläger erstattete noch am Flughafen bei 
dem dort zuständigen Mitarbeiter eine 
Schadensanzeige. Zudem sendete er eine 
schriftliche Schadensanzeige an den Kun-
dendienst der Airline, dies allerdings erst 11 
Tage nach Ankunft in Italien. 

Das Gericht wies die Klage mit der Begrün-
dung ab, dass die Anzeige nicht fristgerecht 
erfolgte. Eine mündliche Anzeige am Flug-
hafen genüge den gesetzlichen Anforde-
rungen nicht. Das Schriftformerfordernis 
setze eine eigenhändige Unterschrift vo-
raus. Die nur siebentägige Frist würde den 
Kläger auch nicht benachteiligen, da Papier 
und Stift an jedem Flughafen zu bekommen 
seien. 

Fazit 

Daraus folgt also für alle zukünftigen Flug-
gäste: Um auf Nummer Sicher zu gehen, 
sollten Wertgegenstände soweit wie mög-
lich zuhause gelassen werden. Wertvolles, 
auf das Sie auch im Urlaub nicht verzichten 
möchten, gehört - wenn möglich - ins Hand-
gepäck, damit man es zum Einen selbst 
unter Kontrolle hat, sich aber zum Anderen 
auch nicht ein Mitverschulden entgegen 
halten lassen muss. 

Sollten Sie dann jedoch trotzdem Beschädi-
gungen oder Verluste an ihrem Gepäck  
feststellen, dann melden Sie diese direkt 
schriftlich und unterschrieben bei der Airli-
ne, selbst wenn Sie sich noch an Ihrem Ur-
laubsort befinden. Zur Erfüllung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung des 
Schreibens. 

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen einen 
schönen Urlaub und hoffen, dass Sie und 

ihr Gepäck heil und vollständig am Zie-
lort ankommen. 

Anja Göbel 
Rechtsanwältin 

Schlagworte: Verlust/Beschädigung des Reise-
gepäcks, Flug, Schadensanzeige, Montrealer 
Übereinkommen, Art. 17 Abs. 2, 22 Abs. 5 MÜ 

In eigener Sache 

Herrn Rechtsanwalt 

Frank Geissler 

wurde am 20. März 2014 von der Han-
seatischen Rechtsanwaltskammer ge-

stattet, 

aufgrund seiner nachgewiesenen be-
sonderen theoretischen Kenntnisse und 

praktischen Erfahrungen, 

die Bezeichnung 

„Fachanwalt für Versicherungsrecht“ 

zu führen. 

Wir gratulieren herzlich 
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